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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 BL 2/12 B 
 
L 7 BL 1/09 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 5 BL 5/08 (SG Dessau-Roßlau) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………..., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Sachsen-Anhalt, 
vertreten durch das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt,  
Landesversorgungsamt, 
Maxim-Gorki-Straße 7, 06114 Halle, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. Februar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 25. September 2012 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 25.9.2012 hat das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt (LSG) einen Anspruch 

der Klägerin auf das sog große Blindengeld nach dem Gesetz über das Blinden- und 

Gehörlosengeld des Landes Sachsen-Anhalt verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision 

in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Als 

Zulassungsgründe macht sie mit ihrer nach Ablauf der Begründungsfrist unter Beantragung von 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand eingegangenen Beschwerdebegründung einen 

Verfahrensmangel sowie eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil keiner der in § 160 Abs 2 

SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG). Daher erübrigt sich eine Entscheidung über den Antrag der Klägerin, 

ihr wegen der Versäumung der Frist zur Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begrün-

denden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 

36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also 

die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel aller-

dings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 

S 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklä-

rung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweis-

antrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Klägerin behauptet allein einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht 

(§ 103 SGG). Im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG muss die Beschwerdebegründung 

insoweit folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne 

Weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrecht erhaltenen Beweisantrages, dem das LSG nicht ge-

folgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund deren bestimmte Tatfragen 

als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden 

Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, 

(4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweiserhebung, (5) 

Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich unterlassenen 

Beweisaufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses 

der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, für 
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den Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (vgl BSG SozR 1500 

§ 160 Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). Diesen Erfordernissen ist die Klägerin nicht gerecht 

geworden. Es fehlt bereits an der hinreichenden Bezeichnung eines vor dem LSG gestellten 

und bis zuletzt aufrecht- erhaltenen Beweisantrages. 

 

Die Klägerin macht geltend, sie habe mit Schreiben vom 4.9.2012 einen "konkludenten" Be-

weisantrag gestellt. Es kann offen bleiben, ob sie damit einen prozessordnungsgerechten Be-

weisantrag bezeichnet hat. Jedenfalls hat sie es versäumt darzustellen, dass sie diesen Antrag 

in der mündlichen Verhandlung des LSG aufrechterhalten oder wiederholt habe. Nach ständiger 

Rechtsprechung des BSG obliegt es zumindest rechtskundig vertretenen Beteiligten - wie der 

Klägerin -, in der mündlichen Verhandlung des LSG alle diejenigen Anträge zur Niederschrift 

des Gerichts zu stellen, über die das Gericht entscheiden soll (vgl ua Beschlüsse des BSG 

SozR 1500 § 124 Nr 3; SozR 4-1500 § 160 Nr 13; Beschluss des BVerfG SozR 3-1500 § 160 

Nr 6). Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann das Übergehen 

eines Beweisantrages nämlich nur dann ein relevanter Verfahrensmangel sein, wenn das LSG 

vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen worden ist, dass der Beteiligte die 

Amtsermittlungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht (vgl ua BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 67; SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 20, 31). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, wie sie die Klägerin hier geltend 

macht, hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Ein-

zelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung 

durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand 

des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Recht-

sprechung und des Schrifttums angeben, welche Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung 

erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um 

seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: 

(1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm an-

gestrebten Entscheidung, also eine Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 

40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen 

Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Klägerin hat es bereits versäumt, eine bestimmte Rechtfrage klar zu formulieren. Soweit der 

Beschwerdebegründung eine Frage nach dem Inhalt und Umfang der Pflicht des Gerichts zur 

Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen entnommen werden kann, hat die Klägerin die 

Klärungsbedürftigkeit einer solchen Rechtsfrage nicht hinreichend dargestellt. Hierzu hätte sie 

sich insbesondere mit der höchstrichterlichen Rechtsprechung zu diesem Fragenkreis befassen 
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und einen weiteren Bedarf nach höchstrichterlicher Entscheidung dartun müssen. Auch daran 

fehlt es. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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